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Fragen und Antworten:  

Handlungsfähigkeit für Vereine und Stiftungen  

während der Corona-Krise 

Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19 

Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht 

 
 

1. Was wird für Vereine und Stiftungen geregelt? 

Der Gesetzentwurf enthält Regelungen, die die Handlungsfähigkeit von Ver-

einen und Stiftungen sichern sollen, wenn die Organe der Vereine oder Stif-

tungen nicht persönlich zusammenkommen können, um notwendige Be-

schlüsse zu fassen – zum Beispiel, um Vorstandsmitglieder neu zu wählen. 

Hier ist eine Regelung vorgesehen, die bestimmt, dass ein Vorstandsmitglied 

weiter im Amt bleibt, bis ein Nachfolger bestellt werden kann. 

 

2. Führt dies zur zwangsweisen Verlängerung aller Vorstandsämter, die in 

der nächsten Zeit auslaufen? 

Nein. Das Recht ein Vorstandsmitglied abzuberufen, bleibt bestehen. 

 

3. Welche Erleichterungen gibt es für Vereine? 

Für Vereine sind ergänzend auch Regelungen vorgesehen, die die Beschluss-

fassungen durch die Mitgliederversammlung erleichtern sollen. 

Derzeit sieht das Vereinsrecht im BGB vor, dass Mitgliederversammlungen 

nur als Präsenzversammlungen möglich sind. Nur in der Versammlung kön-

nen die Vereinsmitglieder ihre Mitgliederrechte ausüben. Wer nicht persön-

lich kommt, kann bislang nicht abstimmen.  

Künftig sollen virtuelle Mitgliederversammlungen möglich sein, zu denen 

sich Vorstand und Mitglieder zusammenschalten können. Mitgliedern soll 

auch ermöglicht werden, ihre Stimmen schriftlich vor Beginn der Mitglie-

derversammlung abzugeben. 
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4. Das machen Vereine doch auch schon jetzt, was ist daran neu? 

Bisher können dies nur die Vereine wirksam tun, die dies in ihrer Satzung 

geregelt haben. Die neuen Regelungen sollen auch Vereinen, die keine ent-

sprechenden Satzungsbestimmungen haben, ermöglichen ihre Mitglieder-

versammlungen so abzuhalten. 

 

5. Was können kleine Vereine tun, die nicht über die technischen Mittel 

oder das technische Know-how verfügen, um Mitgliederversammlungen 

im Internet durchzuführen? 

Das Gesetz sieht auch Erleichterungen für die Beschlussfassung der Vereins-

mitglieder außerhalb einer Mitgliederversammlung vor. Nach der bisherigen 

gesetzlichen Regelung können die Mitglieder außerhalb von einer Mitglie-

derversammlung nur Beschlüsse fassen, wenn alle Mitglieder ihre Stimme 

schriftlich abgeben, d. h. durch einen eigenhändig unterschriebenen Brief, 

und alle Mitglieder dem Beschlussvorschlag zustimmen. Durch die Vereins-

satzung kann das auch anders geregelt werden. Allerdings haben viele Ver-

eine von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht. Auch für diese Ver-

eine sollen Beschlüsse außerhalb der Mitgliederversammlung erleichtert 

werden. Es soll ausreichen, die Stimme in Textform abzugeben, d.h. z. B. auch 

durch E-Mail oder Fax. Für die Beschlussfassung sollen nicht mehr die Stim-

men aller Vereinsmitglieder erforderlich sein. Für den Beschluss soll die-

selbe Mehrheit wie für einen Beschluss, der in der Mitgliederversammlung 

gefasst wird. Zum Schutz der Mitglieder wird allerdings geregelt, dass der Be-

schluss nur wirksam zustande kommt, wenn die Hälfte der Vereinsmitglie-

der die Stimme abgibt. 

 

6. Wieso sind vergleichbare Regelungen nicht auch für Stiftungen vorge-

sehen? 

Stiftungen haben keine Mitglieder, so dass besondere Regelungen zur Be-

schlussfassung durch die Mitglieder nicht erforderlich sind. 

 


